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 Hude. 12. September 2022 
 

 
Antrag auf Festlegung von 25 Jahre Sozialbindung 
im sozialen Wohnungsbau 
 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

 

wie dramatisch die Situation um bezahlbaren Wohnraum ist, erlebt die Gemeinde Hude 

gerade rund um die Frage der Aufnahme Geflüchteter. Gleichzeitig fallen niedersachsen- und 

bundesweit zahlreiche Wohnungen aus der Sozialbindung, während am Markt die Preise 

eskalieren. Die Gemeinde steht hier in der Verantwortung, eine sozial verträgliche 

Entwicklung zu gewährleisten. Dabei haben wir hier oft nur eine Sozialbindung von gerade 

mal 9 Jahren, eine Zeitspanne, in der niemand sein Kind groß ziehen könnte, denkt man 

beispielsweise an Alleinerziehende mit geringem Einkommen. Hiermit beantrage ich 

 

1. bei zukünftiger Schaffung von sozialem Wohnungsbau die Maßgabe, daß dieser 

mindestens für 25 Jahre festgesetzt wird.  

2. daß keine Ausnahmen zulässig sind (z.B. wird die Sozialbindung nicht selten nur bei 

Erstvermietung angesetzt, dann an Zielgruppen wie Studierende vermietet, die sind 

nach spätestens fünf Jahren raus, danach reguläre Mietpreise). 

 

Unsere Eingriffsmöglichkeiten für einen sozial ausgewogenen Markt sind stark begrenzt. Doch 

mangels eigener Wohnungen in öffentlicher Hand würde dieser festgelegte Zeitraum ein Stück 

weit dazu beitragen, daß wir eine vitale Gemeinde bleiben, wo allein aufgrund der 

Preissituation das aktuell geschaffene Wohnungsangebot sich vorrangig an Ältere richtet,  

die noch gute Löhne und gute Renten kennen, salopp gesagt. 

 

Die Frist von 25 Jahren mag als ausreichend erachtet werden, weil der demographische 

Wandel ab 2045 zu einem Bevölkerungsrückgang von 5 bis 10 % aufwärts geführt haben wird 

und damit die Nachfrage nach Wohnraum einbricht, was sich preisdämpfend auswirken dürfte, 

so daß dann bezahlbarer Wohnraum nicht die Ausnahme, sondern die Regel ist. 
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Begründung 

Massive Eingriffe in den Immobilienmarkt haben dazu geführt, daß die Preise sich nicht mit 

der realen Kaufkraft entwickelt haben; es war nie ein freier Markt. Die Absenkung des 

Leitzinses auf 0 hat kleinere Sparanlagen wie Sparbücher unattraktiv gemacht, Baukredite 

dafür attraktiv. Die KfW-Förderung von über 30.000 € pro Wohneinheit, besonders attraktiv 

für diejenigen, die Mehrfamilienhäuser gebaut haben. Das Baukindergeld und vieles mehr. Der 

Markt hat es alles eingepreist. Doch jetzt wurde die KfW-Förderung gestrichen, der Leitzins 

liegt mittlerweile bei 1,25 %, der Bestzins für Baukredite bei über 3 %. Viele Häuslebauer 

geben die Grundstücke zurück. Hinzu kommen die gestiegenen Lebenshaltungskosten durch 

die Inflation derzeit, Materialmangel, Fachkräftemangel u.v.m. 

 

Schnell wird beim Thema sozialer Wohnungsbau kritisiert, es wäre für die Investoren nicht 

wirtschaftlich. Doch bei unseren Neubaugebieten, wenn denn Sozialwohnungsbau gewünscht 

wird, hat sich gezeigt, daß den Investoren dafür erlaubt wird, statt eines Einfamilienhauses 

gleich ein Mehrparteienhaus mit z.B. sechs Wohneinheiten zu schaffen. Dafür dann lediglich 

eine Sozialwohnung festzulegen, kann als durchaus angemessen erachtet werden. 

 

Auch bauen, bauen, bauen ist keine Lösung. Denn kein Investor baut ein Haus, das am Ende 

leer steht, ohne Nachfrage, ohne vorherige Renditeeinschätzung (mal abgesehen von 

spekulativem Wohnungsleerstand in den Städten). Das Angebot bleibt von allein immer hinter 

der Nachfrage zurück. Und wenn das Angebot kleiner bleibt als die Nachfrage, steigen die 

Preise. Das nimmt uns als öffentliche Hand in die Pflicht, hier ein Regulativ zu schaffen. 

 

Vorzuziehen wäre Wohnraum in öffentlicher Hand, dauerhaft fair und mit entsprechendem 

Angebot auch ein preisstabilisierender Mitbewerber am allgemeinen Immobilienmarkt, zum 

Beispiel über eine Wohnungsbaugesellschaft. Doch so lange das nicht gegeben ist, mögen 

Stellschrauben wie die Frage der Dauer der Sozialbindung wenigstens etwas helfen. 

 

Ein Beispiel: Der Gemeinderat Oberschleißheim hat eine „Richtlinie zur Sozialen 

Bodennutzung“ verabschiedet, die die Grundeigner verpflichtet, mindestens 30 Prozent  

des neu geschaffenen Wohnraums zu vergünstigten Konditionen auf den Markt zu bringen. 

Die Bindung der Eigentümer an diese Sozialermäßigung beträgt 25 Jahre 

https://www.schleissheimer-zeitung.de/archiv/ansicht.php?id=10563 

 

 

Freundliche Grüße 

 

 

gez. Christian Suhr 

DIE LINKE 
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Anhänge 

 

Mit Blick auf unser Leitbild möchte ich die Frage aufwerfen, ob man fordern kann, die 

Einwohnerzahl zu halten oder zu erhöhen, wenn es um einen herum einen massiven 

Bevölkerungsrückgang gibt. Sozialer Wohnungsbau ist wichtig für eine vitale Gemeinde, weil 

wir hierüber auch Angebote schaffen für Familien mit geringem Einkommen (Betonung liegt 

auf Familien). Ausgewogenheit ist essentiell, dabei korrelieren jedoch Alter, Einkommen und 

Immobilienpreise (muß man sich halt leisten können, und das können eher die Älteren). 

 

Die Prognose vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

zur Bevölkerungsentwicklung im Landkreis Oldenburg  

(gewünschten Landkreis anklicken): 

https://tableau.bsh.de/views/Prognose/Bevlkerungsprognose 
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Die Prognose zur Einwohnerentwicklung Deutschlands: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die derzeitige Situation in Teilen Ostdeutschlands: 
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Ökonomisch müssen wir überdies im Blick behalten, daß unsere Wirtschaft zunehmend von 

Migration abhängig ist, Stichwort Fachkräftemangel. Diese üben oft Tätigkeiten aus im 

unteren Einkommensbereich. Wenn wir für diese keinen Wohnraum schaffen, wird auch 

unsere Wirtschaft ein Problem bekommen. Und es geht nicht um Abwerben von Fachkräften 

allein („Braindrain“), sondern vor allem auch um Ausbildung junger Migrant*innen. Dann 

müssen wir die Menschen jedoch auch hier binden und integrieren jetzt schon und für deren 

Einkommensgefüge Angebote schaffen. 
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Einwohnerentwicklung in Hude (ISEK): 
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Entwicklung des sozialen Wohnungsbaus: 

Dazu die Anmerkung, daß selbst bei nur kostendeckender Kalkulation aufgrund der Boden- 

und Baupreise Sozialer Wohnungsbau faktisch tot ist. Jede Wohnung zählt, weswegen allein 

schon eine Sozialbindung von mindestens 25 Jahren helfen kann, das Bißchen dann 

wenigstens mittelfristig zu erhalten. 
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Nicht-öffentlich 

 

Die Tabelle aus dem Bevölkerungsgutachten, siehe Markierungen; 

Extro-Szenario ist das Szenario, wenn wir diverse Entwicklungsgebiete erschließen sollten. 

Hude wird so noch älter, entsprechend hohe Sterberate darüber hinaus, vergleiche rote Pfeile 

(leider umfaßt das Bevölkerungsgutachten nicht mal eine Generation). 

 

Zu bedenken: Wir starten mit 16.242 Menschen. 

Im Extro-Szenario haben wir 2035 aber auch nur noch 16.390 Menschen  

(und davon 2.690 über 75 Jahre alt, also perspektivisch nur knapp 14.000 Einwohner*innen). 

 

 


